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Anlage 1 zur GRDrs 770/2011
Verlängerung von Stellenvermerken
 zum Stellenplan 2012
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
bisher

neu
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	001 0701 010
	Referat SO – Erhebungsstelle Zensus
	EG 9
	Sachbearbeiter/-in
	1,0
	KW 

01 / 2012
KW 01/2013
	--



	001 0701 020
	Referat SO – Erhebungsstelle Zensus
	EG 6
	Sachbearbeiter/-in
	0,39
	KW 

01 / 2012
KW 01/2013
	--



	001 0701 030
	Referat SO - Erhebungsstelle Zensus
	EG 6
	Sachbearbeiter
	0,50
	KW 

01 / 2012
KW 01/2013
	--




Begründung
Zum Stichtag 9. Mai 2011 findet auf Anordnung der EU eine Bevölkerungs-, Gebäude- und Wohnungszählung (Zensus) europaweit statt. Die Erhebung wird in Deutschland sowohl registergestützt (vor allem auf der Grundlage der Melderegister) als auch auf Stichprobenbasis durch Befragung der Auskunftspflichtigen in Privathaushalten (in Stuttgart voraussichtlich ca. 27 000 Personen) und als Vollerhebung in Sonderbereichen (in Stuttgart voraussichtlich ca. 22 000 Personen in Studenten-, Altenwohnheimen u.a.m.) durchgeführt. Die Gebäude- und Wohnungszählung wird gleichfalls als Vollerhebung postalisch durchgeführt; auskunftspflichtig sind für Wohnimmobilien in Stuttgart rund 120 000 Eigentümer, davon wohnen rund 95 000 in Stuttgart. Für die Vorort-Erhebungen werden rund 500 Erhebungsbeauftragte benötigt, die ehrenamtlich tätig sind. 
Der Zensus dient der Korrektur der amtlichen Einwohnerzahl und der Gewinnung ver​lässlicher demografischer Daten und weiterer Grunddaten für politische und wirtschaft​liche Entscheidungen und Planungen auf allen Ebenen des förderalen Systems. 
Das AGZensG 2011 regelt die Einrichtung und den Betrieb von Erhebungsstellen in Städ​ten ab 30 000 Einwohner und in allen Landkreisen Baden-Württembergs. Die Erhebungs​stellen sind ab Herbst 2010 bis voraussichtlich Mitte 2012 einzurichten. 

Die Erhebungsstellen sind von anderen Verwaltungsstellen räumlich und organisatorisch zu trennen (Abschottung), gegen Zutritt unbefugter Personen hinreichend zu schützen und mit eigenem Personal auszustatten. Erkenntnisse aus dem Zensus dürfen nicht im Verwaltungsvollzug benutzt werden; ins​besondere darf nach den gesetzlichen Vorgaben keine Korrektur des Melderegisters stattfinden. Die Erhebungsstelle der Landeshauptstadt Stuttgart wurde zum Jahresende 2010 in der städtischen Liegenschaft Kriegsbergstr. 28 (neben ehemaligem Interimsrathaus) eingerichtet. Die Erhebungsstelle untersteht dem Bürgermeister für Recht, Sicherheit und Ordnung Dr. Martin Schairer. Die Erhebungsstelle unterliegt der Fachaufsicht des Finanzministeriums und des Statistischen Landesamts Baden-Württemberg. Das Weisungsrecht der Fachaufsichtsbehörden ist unbeschränkt. 

In der GRDrs 335/2010 wurde dargestellt, dass zur Bewältigung der Aufgaben in der Erhebungsstelle diese insgesamt 1,89 Stellen bis 07/2012 benötigt werden. Die Stelle des Erhebungsstellenleiters wurde mit o.g. Vorlage bereits im Vorgriff auf den Stellenplan 2012 bis 31.12.2013 verlängert.
